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Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen 
 
 
Verfahren zur Meldung volljährig werdender unbegleiteter, minder-
jähriger Ausländer bei der Bezirksregierung Arnsberg  
 
Mit Erlass vom 17.06.2016 legte das MIK NRW fest, dass ehemalige 
unbegleitete minderjährige Ausländer (UmA) nach Erreichen der Volljäh-
rigkeit bzw. Ende der Jugendhilfe in diejenige Kommune zugewiesen 
werden sollen, in denen die Inobhutnahme stattfand bzw. ggf. an den 
Aufenthaltsort von etwaigen Familienangehörigen. 
 
Zur Durchführung der Zuweisung wird folgendes Verfahren unter Ver-
wendung des beigefügten Formulars vorgeschlagen: 
 

1. (ehemalige) UmA, die einen Asylantrag stellen wollen oder be-
reits gestellt haben: 
 

Spätestens vier Wochen vor Erreichen der Volljährigkeit bzw. Ende der 
Jugendhilfemaßnahmen ist die Bezirksregierung unter Verwendung des 
angehängten Formulares hierüber zu unterrichten. Es soll eine Empfeh-
lung des Jugendamtes ausgesprochen werden, an welche Kommune 
die Zuweisung erfolgen soll (Kommune des Ortes der bisherigen Inob-
hutnahme oder ggf. zu Verwandten - in der Regel - des 2. Grades in 
eine andere Kommune). Soweit keine Empfehlung des Jugendamtes 
abgegeben wird, wird eine Zuweisung an den tatsächlichen Aufenthalts-
ort erfolgen. 
In der Folgezeit wird der Jugendliche - sobald er volljährig ist - einer 
EAE oder einer Registrierstelle zugeführt, wo ihm ein AKN ausgestellt 
wird. Dieser AKN ist von der EAE oder der Registrierstelle einzuscannen 
und der Bezirksregierung Arnsberg an das unten stehende Funktions-
postfach zuzuleiten. Wenn der Jugendliche bereits eine Aufenthaltsge-
stattung besitzt, wird diese bei ihm belassen und der AKN lediglich ein-
gescannt und der Bezirksregierung übermittelt. Es erfolgt kein Aus-
tausch der Aufenthaltsgestattung mit dem Ankunftsnachweis. 
 
Die Informationen müssen an folgendes Funktionspostfach geleitet wer-
den: 
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Sodann wird die Bezirksregierung Arnsberg die entsprechende Zuwei-
sung vorbereiten und dem Jugendamt per E-Mail zuleiten, damit dieses 
dann die Zuweisung dem Jugendlichen aushändigen kann. Das Emp-
fangsbekenntnis ist unterschrieben an die Bezirksregierung Arnsberg 
zurückzusenden. 
 

2. (ehemalige) UmA, die keinen Asylantrag stellen wollen: 
 
Die Zuweisung dieser Personengruppe erfolgt ebenfalls durch die Be-
zirksregierung. Eine Registrierung in der EAE ist nicht erforderlich. Die 
Meldung erfolgt ebenfalls an das Funktionspostfach unter Verwendung 
des angehängten Formulars. 
Es ist sicherzustellen, dass eine ED-Behandlung durchgeführt wurde. 

 

3. Altfälle, die vor dem 01.11.2015 eingereist sind 

 

Die Zuweisungen derjenigen (ehemaligen) UmA, die bereits vor dem 

01.11.2015 einreisten bleiben auch nach Volljährigkeit grundsätzlich 

bestehen. 

Sollten die Jugendlichen bisher eine Zuweisung nach § 15a AufenthG 

als unerlaubt Eingereiste haben und nunmehr einen Asylantrag stellen 

wollen, wird eine erneute Zuweisung durch die Bezirksregierung Arns-

berg nach dem Asylgesetz entsprechend der oben stehenden Grunds-

ätze ausgesprochen.  

Sollte von dem Jugendamt ein anderer Ort als der bisherige Aufent-

haltsort für die Zuweisung des Jugendlichen ausgesprochen werden 

(z.B. Familienangehörige ersten Grades),  würde eine Umverteilung an 

diesen Ort erfolgen. 

 

Um interne Abstimmung mit der kommunalen Ausländerbehörde und 

der entsprechenden EAE und ZAB wird gebeten. 

 

Um einen reibungslosen Verfahrensablauf zu gewährleisten bitte ich 

dieses Schreiben bei der Registrierung mitzuführen. 
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Im Auftrag  

gez. Florian Frey 


